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Die Einführung einer einstufigen Verwaltungsstruktur im Land Berlin würde den Erwartungen der Berliner Wirtschaft an eine 
dienstleistungsorientierte und wirtschaftsfreundliche Verwaltung des Landes am besten gerecht und bleibt damit prioritäre 
Zielstellung. Die IHK Berlin ist sich bewusst, dass die politische Umsetzung der einstufigen Verwaltung, inklusive einer dazu not-
wendigen Verfassungsänderung, derzeit von keiner der im Abgeordnetenhaus vertretenen Parteien unterstützt wird. Resignation 
angesichts politischer Widerstände ist für die Wirtschaft jedoch keine Option. Viele Reformmaßnahmen sind auch im bisherigen 
zweistufigen Verwaltungsaufbau nötig und möglich. Nach zahlreichen Debatten in den ehrenamtlichen Gremien der IHK Berlin 
wurde entschieden, zusätzlich zum Modell der Einstufigkeit, aktuelle Vorschläge für eine optimierte, den Anforderungen der Wirt-
schaft besser gerecht werdende zweistufige Verwaltung vorzulegen.

Die Qualität und Leistungsbereitschaft der Berliner Behörden sind zentrale Standortfaktoren und eine wichtige Voraussetzung 
für den wirtschaftlichen Erfolg von Unternehmen in der gesamten Region. Die IHK Berlin setzt sich mit ihren Vorschlägen zur 
Optimierung der zweistufigen Verwaltung dafür ein, Berlin zur wirtschaftsfreundlichsten Stadt in Deutschland zu entwickeln. 
Eine Stadt der kurzen Wege, schnellen Entscheidungen, transparenten Abläufe und kompetenten Ansprechpartner. Die Berliner 
Unternehmen sollen in den Senats- und Bezirksverwaltungen zukünftig leistungsstarke und wirtschaftsfreundliche Partner finden. 
Durch den Abbau von Überregulierungen und den Aufbau einer modernen, ergebnisorientiert arbeitenden Verwaltung wird sich 
Berlin einen Vorteil im Standortwettbewerb erarbeiten und damit Wachstum und Beschäftigung fördern. Um das zu erreichen, 
bedarf es der Umsetzung der nachfolgend aufgeführten Maßnahmen:

zehn Vorschläge zur Optimierung der zweistufigen Verwaltung

1. Berlin zur Modellregion für Wirtschaftsfreundlichkeit machen!
2. Politische Führung wahrnehmen!
3. Aufgabenkatalog selbstkritisch prüfen!
4. Arbeitsabläufe am Kunden ausrichten!
5. Verwaltungssteuerung zentralisieren!
6. Unternehmensdienstleistungen bündeln!
7. Vermittlung von Servicequalität als Führungsaufgabe verstehen!
8. Verbindliche Qualitätsmerkmale definieren!
9. Elektronische Angebote ausbauen!
10. Länderübergreifende Zusammenarbeit vertiefen!

zusammenfassung
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Berlin Braucht eine zukunftsfähige und wirtschaftsfreundliche Verwaltung Berlins Verwaltung hemmt wirtschaftswachstum

einstufige Verwaltung bleibt kernforderung

Trotz aller Fortschritte steckt die Berliner Verwaltung jedoch 
nach wie vor in der Strukturfalle der zweistufigen Verwal-
tung. Komplizierte Verfahrensabläufe und Entscheidungswege 
sowie die uneinheitliche Struktur hemmen die wirtschaftliche 
Entwicklung und führen zu Unverständnis und Verärgerung bei 
den hiesigen Unternehmern. Durch die dezentrale Abwicklung 
der Verfahren und das Nebeneinander von politisch geführter 
Hauptverwaltung und politisch geführten Bezirken entstehen 
immer wieder unnötige Reibungsverluste, die oft zu Lasten der 
antragstellenden Unternehmen gehen. Serviceorientierung wird 
von vielen Verwaltungsbeschäftigten immer noch nicht um-
fänglich geteilt und gelebt. Beharrungsmentalität, Defizite in 
den Ablaufstrukturen und fehlender politischer Veränderungs-
wille hemmen den dringend notwendigen Modernisierungspro-
zess. Andere Regionen und viele Unternehmen sind der Berliner 
Verwaltung weit voraus und haben bereits fundierte Strategien 
zur Bewältigung der großen Zukunftsherausforderungen imple-
mentiert. Auch Berlin braucht eine zukunftsweisende Verwal-
tungsstruktur. Die Einstufigkeit würde umfassende Durchgriffs-
rechte seitens des Senats gewährleisten, Effizienzsteigerungen 
in den Bezirken ermöglichen, politische Streitigkeiten zwischen 
den Ebenen vermeiden und so der unternehmerischen Erwar-
tungshaltung an einer effiziente und serviceorientierte Verwal-
tung am ehesten gerecht werden.

Optimierung der zweistufigen struktur als  
notwendigkeit

Die Reform des Föderalismus ist ein schwieriger und langwie-
riger Prozess – das gilt im Bund ebenso wie in Berlin. Die im 
Abgeordnetenhaus vertretenen Parteien engagieren sich derzeit 
kaum für die politische Umsetzung der einstufigen Verwal-
tung. Auch auf Bezirksebene dürfte sich auf absehbare Zeit 
keine breite Mehrheit zur Unterstützung dieses weitreichenden 
Reformvorhabens finden. In Anerkennung der politischen Reali-
täten strebt die IHK Berlin deshalb zunächst eine Verbesserung 
der derzeitig praktizierten Form der Zweistufigkeit an. Dazu 
werden Problemfelder benannt, die das Verwaltungshandeln 
unabhängig vom strukturellen Defizit der Zweistufigkeit behin-
dern, Unternehmertum erschweren und damit die Attraktivität 
des Wirtschaftsstandorts gefährden. Die zehn Hauptkritikpunk-
te aus Sicht der Wirtschaft und entsprechende Lösungsansätze 
werden nachfolgend beschrieben.

die Berliner Verwaltung als standortfaktor

Verwaltungshandeln und Bürokratie sind Standortfaktoren: 
Unternehmen fällen ihre Investitionsentscheidungen auch im 
Hinblick auf die Bürokratielasten, die ihnen durch die öffentli-
che Hand entstehen. Dabei haben sie sowohl den Aufwand von 
Verwaltungsprozessen im Blick als auch die bürokratischen Be-
lastungen, die das Landes-, Bundes- und Europarecht verursa-
chen. Die Struktur der Berliner Verwaltung in ihrer derzeitigen 
Form befördert bürokratische Belastungen für die Unterneh-
men. Sie ist damit zugleich eine zentrale Baustelle zur Steige-
rung der Attraktivität des Wirtschaftsstandorts Hauptstadt. 
Nicht nur für ansiedlungswillige Unternehmen, sondern auch 
für bereits ansässige Firmen ist die Leistungsfähigkeit, Effizienz 
und Wirtschaftsfreundlichkeit der Behörden von erheblichem 
Interesse. Verwaltungshandeln hat finanzielle Auswirkungen 
auf die Unternehmen und trägt wesentlich zum positiven Image 
einer Wirtschaftsregion bei.

Berlins schwieriges erbe

Auch der Berliner Senat hat erkannt, dass die Verwaltung des 
Landes gegenwärtig noch nicht vollständig dem Leitbild einer 
effizienten und zukunftsfähigen Dienstleistungsorganisation 
entspricht. Dafür gibt es politische und historische Ursachen. 
Der Berliner Arbeitsmarkt wurde während der Zeit der inner-
deutschen Teilung im östlichen wie im westlichen Teil der Stadt 
stark vom öffentlichen Dienst geprägt. Während im Osten 
Berlins die staatliche Beschäftigung infolge des ideologisch 
motivierten Komplettumbaus der Gesamtwirtschaft zum zent-
ralen Beschäftigungsmerkmal wurde, führten die Einschränkun-
gen im Exportbereich, die sich für die Insel Westberlin ergaben, 
zum Exodus des Industrie. Westberlin war auf Unterstützung 
angewiesen, die in Form der „Berlinförderung“ zuerst half, den 
Arbeitsmarkt zu stabilisieren und Unternehmen am Standort 
zu halten, später jedoch auch dazu beitrug, dass überbordende 
Strukturen im öffentlichen Dienst entstanden. 

schleppende modernisierung in der nachwendezeit

Mit dem Ende der deutschen Teilung blieb für die fast 210.000 
Mitarbeiter der Berliner Landesverwaltung kaum noch etwas so, 
wie es vorher war: Entfremdet von ihren administrativen Kern-
aufgaben waren die Behörden den Anforderungen an Leistungs-
orientierung und Kosteneffizienz teilweise nicht gewachsen. Die 
Verwaltungsreformen der neunziger Jahre des 20. Jahrhunderts 
zielten deshalb in besonderem Maße auf mehr Effizienz, eine 
schlankere Organisation und transparente Kostenstrukturen. 
Dabei gelangen zweifelsfrei Fortschritte: Der Personalbestand 
wurde in den vergangenen 20 Jahren auf mittlerweile 106.000 
Mitarbeiter reduziert und damit fast halbiert. 30.000 Stellen 
davon gehen auf Initiativen des früheren rot-roten Senats 
zurück. Mit dem Programm ServiceStadt Berlin wurden vielver-
sprechende Perspektiven für eine Verwaltungsmodernisierung 
aufgezeigt und neue Methoden zur Messung von Bürokratie-
kosten eingeführt. Reformbemühungen werden heute, so wie es 
die Wirtschaft fordert, zunehmend an der Nachfrageseite von 
Verwaltungsdienstleitungen ausgerichtet. Ein Beispiel dafür ist 
die Einrichtung gemeinsamer Anlaufstellen nach dem Prinzip 
der One-Stop-Agency. Die Wirtschaft erkennt den Moderni-
sierungswillen in Teilen der Verwaltung an und unterstützt die 
entsprechenden Akteure. 

Entwicklung des Personalbestands in der  
Berliner Verwaltung

ausgangslage: Berlins Verwaltung hemmt  
wirtschaftswachstum
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In der Berliner Politik gibt es bislang kaum ernsthafte Bemühungen, grundlegende 
Veränderungen beim Organisationsaufbau der Verwaltung in Angriff zu nehmen. Der 
weitgehenden Verselbstständigung der Bezirke und Verkomplizierung von Organisati-
onsstrukturen wird kaum entgegengetreten. Dass es hier seit Jahren nicht vorangeht, 
liegt zum einen an Beharrungsmentalitäten in den Bezirken, die sich bisher nur selten 
als nachgeordnete Verwaltungsebene der Einheitsgemeinde Berlin verstehen. Es ist 
zum anderen auch das Ergebnis fehlender politischer Durchsetzungskraft auf Landes-
ebene und dem Bestreben in Teilen der Politik, innerparteilichen Auseinandersetzun-
gen aus dem Weg zu gehen. Der Wunsch der Wirtschaft und des Landes, eine Einheit 
mit identischer Verfahrens- und Entscheidungspraxis über die Bezirksgrenzen hinweg 
zu schaffen, und der Wunsch der Bezirke nach möglichst großer Dezentralität und 
Eigenständigkeit sind vom Ansatz her gegenläufig.

2. unzureichender politischer Veränderungswille

Von einer modernen, kundenfreundlichen Verwaltung ist Berlin gegenwärtig noch 
immer entfernt. Auf einfache Prozesse und einen einheitlichen Verwaltungsvollzug 
hofft die Wirtschaft ebenso vergeblich wie auf die flächendeckende Neuausrichtung 
der Verwaltungskultur und eine klare Verantwortungshierarchie für deren Durchset-
zung. Das Personal versteht sich trotz Fortschritten bislang noch nicht ausreichend 
als Dienstleister für Bürger und Unternehmen. Teile der Verwaltung haben nicht 
verinnerlicht, dass die Suche nach Entlastungsmöglichkeiten für die Wirtschaft zu 
ihrem Selbstverständnis gehören sollte. Die Mitarbeiter setzen zu häufig auf formale 
Korrektheit und Risikominimierung als auf einfache, praktikable und unternehmens-
freundliche Lösungen. Das zeigt sich auch an mitunter langen Bearbeitungszeiten, 
kleinteiligen Verfahren und der Tendenz, bürokratisch-fachliche Sachverhalte im 
Genehmigungsprozess unangemessen zu bewerten. Dem Faktor Zeit wird bei Abstim-
mungsprozessen nach wie vor viel zu wenig Bedeutung beigemessen. Das alles wirkt 
sich negativ auf betroffene Unternehmen aus.

1. wirtschaftsfreundlichkeit als randnotiz

Verzögert. 
Bezirk behindert mediaspree.
in Berlin können Bürgerentscheide in 
einzelnen Bezirken Bebauungspläne be-
einflussen. durch den 2008 erfolgten 
Bürgerentscheid im Bezirk friedrichs-
hain-kreuzberg wurde die realisierung 
des investitionsprojekts „mediaspree“ 
massiv behindert. 1,5% der wahlbe-
rechtigten von Berlin haben in diesem 
fall ein Projekt mit gesamtstädtischer 
Bedeutung torpediert. das verschreckt 
investoren und kostet letztlich arbeits-
plätze.

Verschenkt. 
senatsverwaltungen ohne durchgriffs-
rechte.
die aufgabenverteilung zwischen bei-
den Berliner Verwaltungsebenen erfuhr 
im zuge der Bezirksreform erhebliche 
Veränderungen. der gesetzgeber hat 
sich dazu entschlossen, zusätzliche 
aufgaben an die Bezirke zu übertra-
gen und zugleich die fachaufsicht 
abgeschafft – eine wesentliche ursache 
für die heute uneinheitliche aufga-
benwahrnehmung, für ineffiziente 
Bearbeitungs- und abstimmungspro-
zesse und für mangelnde steuerungs-
möglichkeiten seitens der hauptver-
waltung.
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Führungsverantwortung wird in den Senats- und Bezirksverwaltungen immer noch zu 
selten dazu genutzt, die Neuausrichtung der Verwaltung als Dienstleistungszentrum 
konsequent voranzutreiben. Das liegt auch daran, dass Leitungspositionen viel zu lan-
ge nach dem „Senioritätsprinzip“ vergeben wurden. Die Identifikation der Mitarbeiter 
mit dem Servicegedanken konnte bisher nicht umfassend etabliert werden – eingefah-
rene Strukturen und Mentalitäten verfestigen sich so weiter. Die mitunter sachlich und 
fachlich unangemessene Wahrnehmung von Führungsverantwortung führt für Unter-
nehmen zu unkalkulierbaren Risiken. Insbesondere Verwaltungsmitarbeiter ohne klare 
und handhabbare Vorgaben durch die Leitungsebene legen sich mitunter ihre eigenen 
Interpretationen von „Wirtschaftsfreundlichkeit“ zurecht und neigen dazu, unwichtige 
Regelungen überzubewerten. Diese Mentalität führt zu unangemessenen Verschärfun-
gen im Verwaltungshandeln und hemmt die wirtschaftliche Entwicklung.

4. Binnensicht hemmt serviceorientierung
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Quelle: Senatsverwaltung für Finanzen Berlin

Den Berliner Behörden fehlt bislang eine realistische Langfriststrategie – ein Orientie-
rungsrahmen zur Bewältigung der großen Zukunftsherausforderungen, wie demo-
grafischem Wandel und Schuldenbremse. Die bisherigen Vorschläge und Konzepte 
vernebeln das Ausmaß der Problemlage, in der sich der Verwaltungsapparat befindet. 
Mit den derzeitigen Angeboten wird die Verwaltung schlechte Karten haben im 
zunehmenden Wettbewerb um die besten Köpfe. Für die flächendeckende Umsetzung 
technologisch getriebener Verwaltungsverfahren sind neuartige Organisations- und 
Arbeitskompetenzen für alle Beschäftigtengruppen gefragt, die bisher nur in Ansätzen 
etabliert wurden. Gute Antworten auf die Fragen, was soll und kann die Verwaltung 
künftig leisten, welche Aufgaben können zugunsten welcher neuen Aufgaben wegfal-
len und welche Effizienzgewinne sind durch neue Technik erwartbar, blieben Politik 
und Verwaltung in Berlin bisher weitgehend schuldig. 

3. Belastbare zukunftsstrategien fehlen weitgehend
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(20- bis unter 65-Jährige) an der Gesamtbevölkerung*

Verlassen. 
Bezirksämter machen urlaub.
in den sommermonaten herrschen in 
den Berliner Bezirksämtern regelmäßig 
chaotische zustände. weil mitarbeiter 
im urlaub oder krank sind, bilden sich 
lange warteschlagen. statt auf eine 
bessere koordination der vorhandenen 
ressourcen zu setzen, ist die antwort 
der Bezirke auf die missstände leider 
viel zu oft die forderung nach noch 
mehr Personal. dabei sind die Berliner 
Behörden laut senatsverwaltung 
für finanzen im Vergleich zu ande-
ren stadtstaaten wie hamburg oder 
Bremen quantitativ bereits bestens aus-
gestattet. eine professionelle Personal-
planung und terminkoordination, eine 
funktionierende gesundheitsvorsorge 
und fortschritte beim e-government 
könnten die lage entschärfen, wurden 
bisher aber nicht ausreichend voran-
gebracht.

Verschlafen. 
Pensionierungswelle gefährdet 
know-how-transfer.
die massive Überalterung der 
Berliner Verwaltung, die mit 
hohen krankheitsständen und 
einem mangel an nachwuchskräf-
ten einhergeht, ist ein enormes 
Problem. Über Jahre erworbenes 
spezialwissen droht angesichts der 
Pensionierungswelle im öffentlichen 
dienst verlorenzugehen. für den 
wissenstransfer von ausscheidenden 
mitarbeitern gibt es derzeit keine 
schlüssigen konzepte. die zahl der 
mitarbeiter, die aus dem landes-
dienst ausscheiden wächst zugleich 
beständig. derzeit erhalten fast 
50.000 ehemalige staatsbedienstete 
Pensionszahlungen. 

die zehn hauPtkritikPunkte aus sicht der wirtschaft
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Obwohl Berlin eine Einheitsgemeinde ist, hat sich auf Bezirksebene eine Art „Staat im 
Staate“ entwickelt. Die Bereitschaft voneinander zu lernen, zusammenzuarbeiten und 
überbezirklich zu denken kommt hier oft zu kurz. Die Arbeitsabläufe zur Abwicklung 
von Verwaltungsaufgaben sind nach Jahren der Zersplitterung von Heterogenität 
geprägt. Effizienzpotenziale bei zahlreichen Prozessen werden nur unzureichend 
ausgeschöpft. Querschnittsaufgaben etwa, wie die Administration von Personaldienst-
leistungen, die Gewährleistung des Gebäudemanagements oder die Organisation des 
Denkmalschutzes werden kosten- und personalintensiv dezentral abgewickelt. Einnah-
meverluste entstehen auch durch Personalengpässe in den Ordnungsämtern oder im 
Bereich der Steuerprüfung. Offensichtliche Optimierungspotenziale bleiben hier seit 
Jahren ungenutzt. Zumindest jedoch im Bereich der Betriebsprüfung hat der Senat das 
Problem erkannt und Einstellungen angekündigt.

6. effizienzpotenziale werden nicht ausgeschöpft

Die Berliner Verwaltungsstruktur ist nach wie vor zu undurchsichtig. Gerade der 
mehrstufige Aufbau verlangt nach einer klaren Verantwortungsverteilung zwischen 
Bezirks- und Landesebene, die bislang fehlt. Mit der Neuordnung der Bezirksstruktur 
wurde die Fachaufsicht als berlinweite Durchgriffskompetenz der Senatsverwaltung 
aufgegeben. Die Bezirke legten über Jahre selbständig und unabhängig voneinander 
fest, welche Angelegenheiten in welchen Abteilungen und Ämtern angesiedelt sind. Da 
die Bezirke nach eigenen Regeln Verantwortlichkeiten zuordneten, fehlte bislang ein 
überschaubares Zuständigkeitsschema und ein allgemeingültiges Ablaufcontrolling. 
Nach jahrelangen Diskussionen hat es der Senat geschafft, das Bezirksverwaltungsge-
setz zu ändern und die Struktur der Fachbehörden in den Bezirken etwas zu straffen 
– zehn identisch geliederte Fachämter sollen entstehen. Diese Pläne sind ein Schritt 
in die richtige Richtung, gehen der Wirtschaft jedoch nicht weit genug. Denn ob die 
Fachämter zukünftig auch gleiche Aufgaben haben, ist bislang unklar.

5. kompetenzwirrwarr und unklare strukturen

Verworren. 
genehmigungswirrwarr gefährdet 
großstadtevents.
der Berliner senat kann mitunter nicht 
über die nationale und internationale 
Präsentation der hauptstadt zwischen 
siegessäule und alexanderplatz ent-
scheiden. die genehmigungshoheit zur 
sondernutzung öffentlichen straßen-
landes, z. B. für weihnachtsmärkte, 
liegt in Berlin nämlich mal bei der 
zentralen Verkehrslenkungsbehörde 
und mal bei den Bezirken. als sich 
der senat ende des letzten Jahrzehnts 
darum bemühte, eine einheitliche 
anlaufstelle für Veranstaltungen auf 
zentralen Plätzen ins leben zu rufen, 
liefen die Bezirke sturm - das entspre-
chende gesetz wurde gekippt.

Verbaut. 
dezentrale Organisation des denkmal-
schutzes verzögert Bauvorhaben.
die Berliner denkmalliste ist unzäh-
lige Positionen lang. allein rund um 
den hackeschen markt, stehen über 
500 gebäude unter denkmalschutz. 
in diesen häusern muss jede bauliche 
Veränderung von der unterbesetzten 
denkmalschutzbehörde des Bezirks 
genehmigt werden. zusätzlich muss die 
Bezirksbehörde in jedem einzelnen fall 
das einvernehmen mit der landes-
denkmalschutzbehörde herstellen - ein 
quälend langer Prozess für jeden 
Bauherrn.
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Die Personalpolitik des Senats wird den großen Herausforderungen der Gegenwart und 
Zukunft an eine dienstleistungsorientierte Verwaltung zu selten gerecht. Personalfehl-
steuerung und dadurch verursachte Einnahmeverluste für den öffentlichen Haushalt, 
aber auch überdurchschnittlich hohe Krankheitsstände, ein drohender Know-How-
Verlust und enorme Pensionslasten stellen Berlin vor große Probleme. Die Berliner 
Verwaltung ist stark überaltert und bildet derzeit zu wenige Nachwuchskräfte aus, um 
den zukünftigen Bedarf zu decken. Und die Bezirke als kommunale Dienstleister sind 
personell schlecht organisiert. Trotz Fortschritten hat der Senat die eigenen Personal-
abbauziele verfehlt. Zurückgeblieben ist ein Verwaltungsapparat mit vielen gut be-
zahlten und verbeamteten Häuptlingen, aber wenigen Indianern. Ein Kuriosum ist, dass 
ungeachtet langsam sinkender Personalzahlen die Personalkosten zugleich ansteigen 
und dass sich in bestimmten Teilbereichen der Verwaltung trotz der berlinweiten per-
sonellen Überausstattung ein akuter Personalmangel entwickelt. 

die zehn hauPtkritikPunkte aus sicht der wirtschaft

Die Wirtschaft erkennt an, dass Verwaltungsverfahren sich hinsichtlich ihres Kom-
plexitätsgrades und hinsichtlich des Konfliktpotenzials unterscheiden, das bei der 
Abwägung verschiedener Interessen entstehen kann. Entsprechend gering bzw. 
aufwendig ist der erforderliche Koordinierungsaufwand zwischen den Ebenen, wenn 
es um die Bescheidung von Anträgen geht. Berliner Unternehmer brauchen dennoch in 
vielen Fällen mehr Geduld als viele ihrer Kollegen in anderen Bundesländern. Wirt-
schaftsfreundliche Servicegarantien, wie sie in vielen anderen Kommunen bereits 
eingeführt wurden, sind in Berlin noch nicht umfänglich umgesetzt oder besitzen 
bestenfalls Appellcharakter. Die Forderung der Wirtschaft, Genehmigungsverfahren in 
Anzeigeverfahren umzuwandeln, findet nur wenig Gehör. Aktenvorgänge werden noch 
immer zu häufig in Papierform geführt bzw. zwischen den Behörden weitergegeben. 
Im Arbeitsablauf summieren sich so zu den ohnehin langen Bearbeitungszeiten auch 
noch Transport- und Liegezeiten. Das führt zu gähnend langen Genehmigungsphasen, 
die Unternehmer verärgern und Ansiedlungen in der Stadt erschweren. 

8. Bearbeitungsdauer ohne gewähr
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Dauer administrativer Gründungsverfahren
in Tagen

7. fehlsteuerungen in der Personalpolitik 
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Krankheitstage im öffentlichen Dienst Berlins im bundesweiten Kontext

Verplant. 
Personalmangel in finanzämtern verur-
sacht steuerausfälle.
in den Berliner finanzämtern sind über 
700 stellen unbesetzt. Obwohl im 
doppelhaushalt 2012/13 die einstel-
lung zusätzlicher Betriebsprüfer vor-
gesehen ist, liegt der Personalbestand 
der steuerbehörde um etwa 10 Prozent 
unter der bundesweit anerkannten 
mindestausstattung. der hochver-
schuldeten Berliner landeskasse gehen 
jährlich dreistellige millionenbeträge 
verloren, da steuererklärungen nur 
noch überschlagartig überprüft werden 
können. die finanzämter haben immer 
wieder das nachsehen, wenn es um 
steuerhinterziehung geht. steuerprüfer 
schauen ohnehin nur noch vereinzelt 
in den unternehmen vorbei. große 
unternehmen müssten laut Vorgabe 
alle 3 Jahre kontrolliert werden – in 
Berlin dauert es jedoch fast 5 Jahre bis 
der steuerfahnder vorbeischaut. die 
Berliner imbissbude wird im durch-
schnitt sogar nur alle 120 Jahre vom 
finanzamt besucht.

Verhindert. 
Bezirk vereitelt hotelbau an der messe.
die spanische Barcelló-hotelgruppe 
hätte gern 140 millionen euro in 
Berlin investiert, 130 leute angestellt 
und ihre deutschlandzentrale in die 
hauptstadt verlegt. sie vertraute auf 
zusagen des senats und ließ sich auf 
eine jahrelange Odyssee durch die Ber-
liner amtsstuben ein. am ende lehnte 
das abgeordnetenhaus das Projekt auf 
druck des Bezirkes charlottenburg-
wilmersdorf ab.
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Die Idee, Berlin und Brandenburg zu fusionieren, ist so alt wie die deutsche Einheit. 
Substanzielle Fortschritte scheitern derzeit jedoch vor allem an der ablehnenden 
Haltung der Brandenburger Politik. Problematisch ist auch, dass die derzeitige Ver-
waltungsstruktur in Berlin den Erfordernissen einer eng verflochtenen Wirtschaft 
und Verwaltung im Bundesland Berlin-Brandenburg kaum gerecht würde. Ungeachtet 
dieser Schwierigkeiten kooperieren die Länder bei der gemeinsamen Landesplanung, 
in den Politikbereichen öffentlicher Nahverkehr, Justiz und Polizei, Bildung, öffentlich-
rechtlicher Rundfunk und in der Wirtschaftsförderung. Auf lange Sicht wird das 
jedoch nicht ausreichen: Das fortdauernde Ausbleiben einer konkreten Perspektive für 
grundlegende, strukturelle Veränderungen ist ein falsches Signal an Investoren und ein 
Hemmnis für die Wettbewerbsfähigkeit der Metropolregion.

10. länderübergreifende zusammenarbeit bleibt stückwerk
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Bei der Optimierung, Standardisierung und Automatisierung von elektronischen Ver-
waltungsprozessen hat Berlin Fortschritte gemacht. Die Kontaktaufnahme zur Verwal-
tung mit Hilfe moderner Medien ist dennoch noch nicht überall gängige Praxis – eine 
gesetzliche Regelung zum Aufbau organisations- und prozessübergreifender Informa-
tionssysteme nicht beschlossen. Medienbruchfreie Anwendungen für Verwaltungsver-
fahren und zur internen Zusammenarbeit sind an einigen Stellen noch Zukunftsmusik, 
obwohl ähnliche Prozesse beim Onlinebanking und -shopping längst Normalität sind. 
Auch die Freigabe von Verwaltungsdaten (Open Data) verläuft, gemessen an der 
internationalen Entwicklung, nur schleppend. Dabei liegt gerade hier eine Chance zur 
kostengünstigen Wirtschaftsförderung: Die Entwicklung elektronischer Anwendungen 
und Applikationen auf Basis von Verwaltungsdatensätzen schafft Wertschöpfung, so-
fern die Wirtschaft einen umfassenden und kostenlosen Zugang zu Verwaltungsdaten 
erhält. Eine vielversprechende Chance zur Förderung und Entlastung der Wirtschaft 
wird so vertan. 

9. unzureichende Verbreitung von Online-diensten

Verteuert. 
dezentrale it-steuerung verursacht 
hohe kosten.
in Berlin ist jede senats- und jede 
Bezirksverwaltung für die durchfüh-
rung von it-maßnahmen in ihrem 
geschäftsbereich zuständig. durch 
serverkonsolidierung, zentralen Betrieb 
und Betreuung wäre es möglich, 
die it-kosten signifikant zu senken. 
dennoch werden server, anwendungen 
und dienste noch oft kostenintesiv 
dezentral vorgehalten.

Verspielt. 
Politische ratlosigkeit beim thema 
länderfusion.
im koalitionsvertrag der 2011 gebil-
deten rot-schwarzen landesregierung 
wird die fusion von Berlin und Bran-
denburg nicht einmal mehr erwähnt 
– ein rückschritt gegenüber bisherigen 
Vereinbarungen, für den es aus sicht 
der wirtschaft und mit Blick auf mög-
liche einsparungen in den Verwaltun-
gen keinen erkennbaren grund gibt. 
die koalition hat mit dem Verzicht 
auf die formulierung einer konkreten 
fusionsabsicht ein politisches signal 
gesetzt, welches das thema auf Jahre 
an den rand des politischen diskurses 
drängen wird.

Befürworten Sie eine zügige Fusion von Berlin und Brandenburg?

die zehn hauPtkritikPunkte aus sicht der wirtschaft



  | 19 18 |  

die zielvorstellung einer zukunftsfähigen und wirtschaftsfreundlichen Verwaltung ist in Berlin trotz erkennbarer fortschritte 
noch lange nicht durchgängige realität. sie sollte es aber werden, um standortnachteile abzubauen und die attraktivität der 
stadt für ansässige unternehmer und investoren zu steigern. Berlin muss sich im föderalen wettbewerb um ansiedlungen 
behaupten – dafür braucht die Verwaltung frische ideen und neue regeln. mit dem ziel, die aufgeführten defizite zu beheben 
und chancen aufzuzeigen, erläutert die ihk Berlin im folgenden komprimiert ihre thesen und leitet auch anhand von Beispie-
len konkrete Veränderungsvorschläge ab.

zehn Vorschläge zur Optimierung der 
zweistufigen Verwaltung

1. Berlin zur modellregion für wirtschaftsfreundlichkeit machen! 20

2. Politische führung wahrnehmen! 21

3. aufgabenkatalog selbstkritisch prüfen! 22

4. arbeitsabläufe am kunden ausrichten!  23

5. Verwaltungssteuerung zentralisieren! 24

6. unternehmensdienstleistungen bündeln! 25

7. Vermittlung von servicequalität als führungsaufgabe verstehen! 26

8. Verbindliche Qualitätsmerkmale definieren! 27

9. elektronische angebote ausbauen! 28

10. länderübergreifende zusammenarbeit vertiefen! 29
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Berlin Braucht eine zukunftsfähige und wirtschaftsfreundliche Verwaltung zehn VOrschläge zur OPtimierung der 
zweistufigen Verwaltung

Verwaltung ist nicht nur Instrument sondern auch Gestalter. Dennoch muss die Politik 
bestimmen, was die Verwaltung tut – und nicht umgekehrt. Die grundsätzlichen 
Entscheidungen über eine berlinweite Definition von Verwaltungsaufgaben, -kultur 
und -struktur obliegen dem Senat und dem Berliner Abgeordnetenhaus. Folgerichtig 
sollte sich Politik zunehmend darauf einstellen, konkrete Ziele und Rahmenbedingun-
gen für Verwaltungshandeln zu definieren, die Erfüllung der Leistungsaufträge zu 
kontrollieren und so in die Rolle eines Auftraggebers für öffentliche Dienstleistungen 
hineinzuwachsen. Sie sollte zudem klare Verantwortungsabgrenzungen vornehmen, 
Zukunftsperspektiven aufzeigen und für identische Verwaltungsstrukturen im Hinblick 
auf Aufbau und Ablauf in den Bezirken sorgen. Moderne Formen der elektronischen 
Partizipation können dabei helfen die Akzeptanz für Veränderungsprozesse bei den 
Verwaltungsmitarbeitern zu erhöhen. Nur durch klare, vernünftige und transparente 
politische Vorgaben kann die landesweit einheitliche Rechtsanwendung gewährleistet 
werden, die das Vertrauen schafft, das für ein gutes Investitionsklima unersetzlich ist. 

2. Politische führung wahrnehmen!

Berlin soll nicht nur politische, sondern auch wirtschaftliche Hauptstadt Deutschlands 
werden. Dazu muss die Stadt zu einer Modellregion für Wirtschaftsfreundlichkeit 
werden, in der vielversprechende Innovationen und unternehmerische Ideen erleichtert 
und nicht behindert werden. Für Start-ups und junge wachstumsstarke Unternehmen 
sollten die vorhandenen finanziellen und strukturellen Anreize zur Unternehmensgrün-
dung optimiert und besser koordiniert werden. Eine optimal aufgestellte Wirtschafts-
verwaltung und -förderung und die umfassende Vereinfachung von bürokratischen 
Prozessen bieten dem Land die Chance, sich positiv gegenüber anderen Wirtschafts-
regionen abzugrenzen. Verfahren, Fristen und Verantwortlichkeiten müssen mit dem 
Ziel einer größeren Berechenbarkeit standardisiert werden. Die zeitliche Befristung von 
Gesetzen kann dabei helfen, deregulierende Bestimmungen experimentell einzuführen 
und deren Wirkung zu prüfen. Klare Verantwortlichkeiten und die Bereitschaft zur 
Kooperation mit den Unternehmen sollen ein wirtschafts- und investitionsfreundliches 
Klima begünstigen, das prägend wird für die Wahrnehmung Berlins als Wirtschafts-
standort. Eine schnelle, moderne und flexible Verwaltungspraxis ist nicht nur gut für 
die Unternehmen, sondern lohnt sich angesichts allgegenwärtiger Sparzwänge auch 
für den Staat.

1. Berlin zur modellregion für wirtschaftsfreundlichkeit machen!

sofortmaßnahme:
genehmigungsmanagement für wirt-
schaftsrelevante Verfahren einführen!
Best Practice: ral zertifizierte ressort-
steuerung im kreis Paderborn

mit einem regionalen genehmigungs-
management (100 Pro) wird im kreis 
Paderborn seit 2009 eine verbesserte 
zusammenarbeit aller wirtschaftsre-
levanten Verwaltungen verwirklicht. 
ziel ist es insbesondere, den kleinen 
und mittelständischen industrie- und 
handwerksunternehmen mehr service, 
eine leichtere identifizierung von 
ansprechpartnern und verlässliche 
rahmenbedingungen zu sichern. da die 
beteiligten Verwaltungen wirtschafts-
relevante geschäftsprozesse bevorzugt 
behandeln und in einer festgelegten 
zeiteinheit bescheiden, werden Bau- 
und genehmigungsverfahren beschleu-
nigt und die wirtschaftliche entwick-
lung des kreises befördert.

sofortmaßnahme: 
Outputorientierung der Verwaltung 
fördern!
Best Practice: einführung von kon-
traktmanagement in wien
in der österreichischen hauptstadt 
werden bereits seit Beginn des letzten 
Jahrzehnts die ideen des new Public 
management erfolgreich umgesetzt. ein 
wichtiger Baustein dabei ist das kon-
traktmanagement. das konzept sieht 
vor, dass zwischen verwaltungsinternen 
Organisationseinheiten unterschiedli-
cher hierarchiestufen – aber auch mit 
der Politik – konkrete leistungs- und 
zielvereinbarungen getroffen werden. 
die zentrale neuerung dieser Überle-
gung ist folgende: die lenkung des 
Ver waltungshandelns wird nicht wie 
bisher durch die Vorgabe von regeln 
für arbeitsprozesse und die Bereitstel-
lung von ressourcen (input-steuerung) 
durchgeführt, sondern erfolgt mit 
Blick auf die konkreten ergebnisse von 
Verwaltungshandeln. an die stelle von 
hierarchischen einzelanweisungen und 
detailvorgaben treten Vereinbarungen 
über ziele und zu erbringende leistun-
gen (Output-steuerung), an denen die 
Verwaltung gemessen wird.



22 |    | 23 

Berlin Braucht eine zukunftsfähige und wirtschaftsfreundliche Verwaltung zehn VOrschläge zur OPtimierung der zweistufigen Verwaltung

Damit die organisatorische Verselbständigung der Bezirke nicht noch weiter ausge-
dehnt wird, sollten in der Einheitsgemeinde Berlin einheitliche Verfahrensregeln gelten, 
nach denen gleichgelagerte Fälle behandelt werden. Dem Faktor Zeit muss dabei mehr 
Bedeutung zugemessen werden: Nicht der rat- und entscheidungssuchende Unterneh-
mer muss von einer Behörde zur anderen laufen, sondern der bestmöglich digitalisierte 
Verwaltungsvorgang. Die komplexe Organisationsstruktur und die funktionale Arbeits-
teilung innerhalb der Behörden dürfen nicht länger zum Maßstab für Verwaltungs-
abläufe erhoben werden. Um eine effiziente und bedarfsgerechte Dienstleistung für 
Unternehmen und Bürger anbieten zu können, müssen Arbeitsabläufe gestrafft und 
an den Bedürfnissen des Kunden ausgerichtet, gleichartige Prozesse zusammengelegt 
und Redundanzen im Bearbeitungsprozess vermieden werden. Erfolgversprechend ist 
die weitere Förderung von Angeboten wie der Behördenrufnummer 115 oder dem Un-
ternehmensservice. Hier wird dem Antragsteller ein fester Ansprechpartner zugeteilt, 
der das Verfahren bis zum Abschluss verantwortlich begleitet, unabhängig davon, wie 
viele Bezirke oder Behörden daran zu beteiligen sind.

4. arbeitsabläufe am kunden ausrichten! 

Der Aufgabenbestand der Berliner Verwaltung ist anhand des Produktkatalogs 
systematisch unter die Lupe zu nehmen – das umfasst sowohl Einsparungs- als auch 
Optimierungspotenziale. Überlegungen zur Modernisierung von Organisation, Ver-
fahren und Steuerung der Verwaltung müssen in eine langfristige Strategie einge-
bettet, noch stärker an Ergebnissen beziehungsweise Leistungen gemessen und auf 
die Notwendigkeit der Haushaltskonsolidierung ausgerichtet werden. Dabei muss in 
regelmäßigen Abständen geprüft werden, ob die von der Verwaltung wahrgenomme-
nen Aufgaben noch zum Kernbestand staatlicher Tätigkeit gehören, welche Wirkung 
mit der Dienstleistung tatsächlich erzielt wird und ob durch eine Ausgliederung bzw. 
Privatisierung von Leistungen eine kostengünstigere Aufgabenerledigung verbunden 
wäre. Verwaltungsaufgaben, die den Anforderungen nicht genügen, sind abzuschaffen 
oder zu privatisieren, um den öffentlichen Dienst leistungsfähiger aufzustellen und 
den Berliner Landeshaushalt zu entlasten. 

3. aufgabenkatalog selbstkritisch prüfen!

sofortmaßnahme: 
Befristung von rechtsverordnungen 
anstreben!
Best Practice: Vorschriftenbefristung 
in hessen

hessen hat beim Bürokratieabbau 
eine Vorreiterrolle in deutschland 
eingenommen. rechtsverordnungen 
werden dort fünf Jahre nach ihrer 
einführung automatisch auf den 
Prüfstand gestellt. durch die regel-
mäßige Überprüfung der normen auf 
ihre notwendigkeit und auf möglichen 
änderungsbedarf konnten bisher etwa 
30 Prozent der rechts- und Verwal-
tungsvorschriften eingespart werden. 

sofortmaßnahme: 
mehr servicegarantien für Bearbei-
tungszeiten einführen!
Best Practice: feste Bearbeitungszeiten 
in Osnabrück

endloses warten auf die Baugeneh-
migung oder den dringend benötig-
ten ersatzführerschein kennen die 
unternehmer im landkreis Osnabrück 
nicht. die Verwaltung teilt dem an-
tragsteller nämlich mit, wie viel zeit 
für eine leistung oder entscheidung 
benötigt wird und verpflichtet sich, 
diesen zeitrahmen einzuhalten. sollte 
die wahrung der vorgegebenen fristen 
ausnahmsweise nicht klappen, werden 
dem antragsteller selbstverständlich 
die gründe dafür mitgeteilt.
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Die Einrichtung von Servicestellen für Ansiedlungsprojekte mit landesweiter Bedeu-
tung trägt dazu bei, Behörden- und Ressortdenken in der Verwaltung zu überwinden. 
Angebote wie der Einheitliche Ansprechpartner müssen aber auch entsprechend 
beworben werden und Ansätze wie zentrale Koordinierungsstellen flächendeckend An-
wendung finden. Nun sollten in allen Berliner Stadtteilen auch für kleine und mittlere 
Unternehmen professionalisierte Kundenzentren entstehen, die normierte Verwal-
tungsdienstleistungen anbieten. Das senkt bezirksübergreifend Kosten, sichert eine 
einheitliche Rechtsanwendung und trägt zur Verbesserung des Services bei. Durch die 
Bündelung der Dienstleistungsangebote an einer Stelle (Shared Services) können die 
Aufgaben schneller, effektiver und effizienter erledigt werden, als das in verschiede-
nen Fachbehörden möglich wäre. Die territoriale Bindung von Verwaltungsdatensätzen 
ist heute ohnehin kaum noch zu rechtfertigen. Die Verwaltung der Zukunft findet im 
Netzwerk statt. Jedes Berliner Dienstleistungszentrum sollte deshalb von den Un-
ternehmern und Bürgern frei ausgewählt werden können, unabhängig davon, wo der 
Bürger wohnt oder das Unternehmen seinen Sitz hat.

6. unternehmensdienstleistungen bündeln!

Der zweistufige Berliner Verwaltungsaufbau erfordert Steuerungs- und Koordinations-
mittel in vertikaler wie horizontaler Richtung und eine eindeutige Aufgabenzuweisung 
und -wahrnehmung. Das Allgemeine Zuständigkeitsgesetz hat das Kompetenzgerangel 
zwischen Senats- und Bezirksebene nicht beendet – was „gesamtstädtisch“ heißt, 
ist nicht ausreichend definiert. Ministeriell-steuernde Aufgaben und Vorhaben mit 
berlinweiter Bedeutung sollten deshalb grundsätzlich von der Senatsverwaltung ad-
ministriert werden. Aufgaben, die weder eine übergeordnete Bedeutung haben, noch 
einer einheitlichen Durchführung bedürfen, werden durch die Bezirksämter ausge-
führt. Für alle Bezirke muss mit Blick auf die Struktur der Abteilungs- und Ämterebene 
eine schlanke, überschaubare und identische Grundorganisation geschaffen werden. 
Die IHK Berlin hat hierzu den Vorschlag einer viergliedrigen Behördenstruktur für die 
Bezirksämter unterbreitet. Ämter mit speziellen Fachkompetenzen, deren Leistungen 
nicht regelmäßig oder diskontinuierlich abgerufen werden, werden nicht in allen Bezir-
ken eingerichtet, sondern als regionalisierte Aufgabe ausgewählten Bezirken oder der 
Senatsverwaltung zugewiesen.

5. Verwaltungssteuerung zentralisieren!

sofortmaßnahme: 
möglichkeiten zur terminvereinbarung 
weiterentwickeln!
Best Practice: Bezirksunabhängige ter-
minreservierung im Bürgeramt Bonn

um unnötige wartezeiten zu ver-
meiden, bietet die stadt Bonn den 
Bürgern und unternehmen der stadt 
die möglichkeit an, vorab online 
einen festen termin in einem der vier 
Bürgerämter zu vereinbaren. an diesem 
termin können alle zu erledigenden 
anliegen bearbeitet werden, und zwar 
unabhängig davon, in welchem stadt-
bezirk der antragsteller wohnt. um 
das angebot wahrnehmen zu können, 
müssen in einem Online-formular 
lediglich die kontaktdaten angegeben, 
ein beliebiges amt ausgewählt und ein 
termin vereinbart werden. zum termin 
selbst kann der unternehmer gegen 
Vorlage seines ausweises und den für 
das anliegen benötigten unterlagen 
direkt zum terminschalter des ausge-
wählten Bürgeramtes vorgehen. auch 
rückfragen oder kurzfristige termin-
verschiebungen sind bequem über ein 
Online-formular möglich.

sofortmaßnahme: 
fachaufsicht der senatsebene durch-
setzen!
Best Practice: fachanweisungen und 
globalrichtlinien in hamburg

in hamburg, wo die Verwaltung 
ähnlich wie in Berlin organisiert ist, 
werden Verwaltungsaufgaben der 
Bezirke mit hilfe von fachanweisungen 
und globalrichtlinien gesteuert. steu-
erungsaufgaben mit gesamtstädtischer 
Bedeutung werden grundsätzlich von 
den senatsverwaltungen, durchfüh-
rungsaufgaben von den Bezirksämtern 
wahrgenommen. das ergebnis ist eine 
höhere transparenz für Verwaltungs-
abläufe durch klare aufgabenorganisa-
tion und die einheitlichkeit der grund-
organisation in den Bezirksämtern. 



26 |    | 27 

Berlin Braucht eine zukunftsfähige und wirtschaftsfreundliche Verwaltung zehn VOrschläge zur OPtimierung der zweistufigen Verwaltung

Die Berliner Verwaltung braucht ein kontinuierliches Qualitätsmanagement, das die 
Einhaltung von Ablaufplänen begleitet und Vorschläge zu Verfahrensvereinfachungen 
und gegebenenfalls notwendigen Rechtsänderungen erarbeitet. Abläufe und Verfahren 
müssen – auch im internen Verwaltungsgang – durch klare Terminvereinbarungen und 
Fristen beschleunigt werden. Bei einer Überschreitung der Bearbeitungsfristen sollen 
die Behörden Säumnisgebühren an die Kunden auszahlen. Zudem gilt in diesem Fall die 
Genehmigungsfiktion. Der Senat sollte bei der Bemessung von Gebühren, Beiträgen 
oder Entgelten grundsätzlich nur den nicht zu vermeidenden Verwaltungsaufwand zur 
Vorgangsbearbeitung ansetzen. Mit Blick auf das Erscheinungsbild der Verwaltung ist 
es zudem sinnvoll einen Corporate-Identity-Standard einzuführen, wie er in anderen 
deutschen Wirtschaftsregionen seit langem üblich ist. 

8. Verbindliche Qualitätsmerkmale definieren!

In den Köpfen vieler Verwaltungsmitarbeiter muss sich etwas ändern – sie müssen in 
Lösungen denken, nicht in Problemen. Praktisch heißt das: In der täglichen Verwal-
tungsarbeit sollen Vorschriften sowie deren Auslegungs- und Ermessensspielräume 
– soweit vertretbar – ergebnisorientiert im Sinne der Wirtschaft gehandhabt werden. 
Die Durchsetzung dieser Prämisse erfordert professionelle Personalführungskom-
petenz, die Leistungsorientierung fördert und materielle Anreize im Gehaltssystem 
setzt. Bei der Besetzung von Leitungspositionen dürfen zukünftig nur noch Bewerber 
berücksichtigt werden, die entsprechende Erfahrungen nachgewiesen haben. Während 
Führungskräfte regelmäßig weiterqualifiziert werden, sollten Nachwuchskräfte zur 
Förderung kunden- und dienstleistungsorientierten Denkens im Rahmen ihrer Ausbil-
dung grundsätzlich einen verpflichtenden Aufenthalt in einem kundennahen Dienst-
leistungsbereich absolvieren. Die Berliner Verwaltung braucht eine neue Willkommens-
kultur für Nachwuchskräfte. Eine stärkere Betonung der Attraktivität des öffentlichen 
Dienstes als Arbeitgeber wäre dabei sicher hilfreich. 

7. Vermittlung von servicequalität als führungsaufgabe verstehen!

sofortmaßnahme: 
Öffentliche Verwaltung als attraktiven 
arbeitgeber vermarkten!
Best Practice: imagekampagne für den 
Verwaltungsdienst in Pinneberg

der kreis Pinneberg hat gemein-
sam mit 19 weiteren kommunen in 
schleswig-holstein eine informations- 
und imagekampagne für die Berufe 
des öffentlichen dienstes organisiert. 
ziel der kampagne ist es, gemeinsam 
und kostensparend für die vielseitigen 
Vorteile eines arbeitsplatzes in den 
kommunalverwaltungen zu werben. 
mit professioneller unterstützung und 
aktiven rekrutierungsbemühungen be-
gegnet man in Pinneberg schon heute 
dem drohenden nachwuchsmangel.

sofortmaßnahme: 
Qualitätsmanagement einführen und 
ergebnisse regelmäßig publizieren!
Best Practice: stabsstelle für kontrolle 
und revision in wels/a

die österreichische stadt wels hat eine 
besondere form der amtsinspektion 
eingeführt. mehrere mitarbeiter prüfen 
kontinuierlich das gesamte magistrat 
der stadt auf dessen wirtschafts-
freundlichkeit. auch auf sparsamkeit 
und zweckmäßigkeit von Verwaltungs-
handeln wird besonders geachtet. die 
Prüfungen werden sowohl begleitend 
als auch im nachhinein durchgeführt 
und enthalten neben der analyse des 
ist-zustandes auch konkrete Vorschlä-
ge für Verbesserungen.
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Berlin Braucht eine zukunftsfähige und wirtschaftsfreundliche Verwaltung zehn VOrschläge zur OPtimierung der zweistufigen Verwaltung

Berlin-Brandenburg hat das Potenzial sich zu einer der bedeutendsten Wirtschaftsre-
gionen in Deutschland und Europa zu entwickeln. Dazu brauchen Stadt und Umlandre-
gion Wirtschaftspolitik aus einem Guss mit einem breiten Fundament und miteinander 
kompatible Verwaltungsstrukturen. Durch die umfassende Bündelung der Wirtschafts-
förderung und den Abschluss eines Rahmenstaatsvertrags zur administrativen Zusam-
menarbeit könnte der Ballungsraum, der schon heute eine beachtliche wirtschaftliche 
Dynamik aufweist, noch mehr aus seinen Stärken machen. Die Regierungen in Berlin 
und Potsdam müssen sich offen und einvernehmlich zur Länderfusion bekennen, denn 
die Integration von Parlamenten und Verwaltungen würde nicht nur Kosten senken, 
sondern vor allem den Wirtschaftsstandort Berlin-Brandenburg strukturell stärken. 
Erst in einem gemeinsamen Bundesland können die Vorzüge einer gut aufeinander 
abgestimmten Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik und die Effizienzgewinne einer 
dienstleistungsorientierten Verwaltung für die hiesigen Unternehmen voll zum Tragen 
kommen. Die Region braucht daher einen konkreten Zeitplan zur erneuten Volksab-
stimmung über die Länderfusion.

10. länderübergreifende zusammenarbeit vertiefen!

Für die Wirtschaft stellt die Nutzung moderner Kommunikations- und Informati-
onstechnik unabhängig von Ort und Öffnungszeiten der Behörden einen erheblichen 
Gewinn dar. Die generelle Zielstellung, Verwaltungsdienstleistungen elektronisch bereit 
zu stellen und Prozesse medienbruchfrei anzubieten, sollte daher zügig gesetzlich 
geregelt werden. Berlin braucht ein E-Government- und Organisationsgesetz, das 
aus Sicht der Wirtschaft unmittelbar mit dem Informationsfreiheitsgesetz verzahnt 
werden sollte. Wichtig ist, dass Vereinfachungspotenziale bereits vor der Digitalisie-
rung von Prozessen ausfindig gemacht und die Backoffice-Strukturen in den Fachab-
teilungen entsprechend angepasst werden. Die Erfahrungen zeigen, dass der Einsatz 
moderner Medien in den Behörden die Möglichkeit bietet, Strukturen zu vereinheitli-
chen, Verwaltungsverfahren zu beschleunigen sowie Verfahrenskosten zu senken. Für 
die künftigen Aufgaben der Berliner Behörden ist die Einrichtung organisations- und 
prozessübergreifender Informationssysteme deshalb ein wesentlicher Erfolgsfaktor.

9. elektronische angebote ausbauen!

sofortmaßnahme:
regionale zusammenarbeit professio-
nalisieren!
Best Practice: Politikportal der stadt 
san francisco

Offenheit in Politik und Verwaltung 
verbessern die regionale zusammen-
arbeit – das zeigen die erfahrun-
gen der stadt san francisco. diese 
informiert seit einiger zeit über ihre 
erfolgreichsten initiativen zur lösung 
kommunaler Problemfelder. der clou: 
man beschränkt sich nicht auf die 
Publikation von gesetzestexten. die 
stadt stellt vielmehr die essenz ihrer 
praktischen erfahrungen als „politi-
schen werkzeugkasten“ (Policy toolkit) 
zur Verfügung. die hinweise reichen 
von Beweggründen und studien über 
eine konkrete Prozessbeschreibung mit 
tipps und Best-Practice-Beispielen 
bis zur Präsentation des konkreten 
gesetzestextes. wichtigster adressat 
des service‘ sind andere städte und 
kommunen in der region, die von den 
erfahrungen profitieren. ergebnis: 
lebenswirklichkeiten gleichen sich an 
– die region wächst zusammen.

sofortmaßnahme:
Verwaltungsdatensätze umfassend und 
dauerhaft offenlegen, um wertschöp-
fung zu generieren!
Best Practice: Open data Portal der 
stadt wien

die stadt wien bekennt sich zur 
umfassenden freigabe von daten-
sätzen für Bevölkerung, wirtschaft 
und wissenschaft. relevante daten 
kommen aus den Bereichen statistik, 
geodaten, Verkehr oder Ökonomie. 
nicht betroffen sind personenbezogene 
daten. die stadtverwaltung stellt die 
daten in offenen, maschinenlesbaren 
formaten zur Verfügung, um die nutz-
barkeit der datensätze für Bürger und 
unternehmen zu gewährleisten. Offene 
und frei zugängliche Verwaltungsdaten 
ermöglichen einen breiten, demokrati-
schen wissensaustausch, begünstigen 
den dialog zwischen Verwaltung und 
unternehmen, fördern innovationen 
und generieren so letztlich wertschöp-
fung.
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